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Systematik der Zusammenarbeit

Bericht und Antrag zu Handen der 70. ZRK vom 16. Mai 2002 

A
Einleitung

Der ZRK-Ausschuss hat sich mit der Thematik auseinandergesetzt, mit welchem System die Zusammenarbeit erfolgreich gefördert werden könne. Die Diskussion warf verschiedene Fragen auf, deren Beantwortung den Weg der systematisch-pragmatischen Zusammenarbeit weiter konkretisiert.

1.
Wann lässt sich von einem Potential für die Zusammenarbeit sprechen?

2.
Wo bestehen Zusammenarbeitspotentiale?

3.
Wie spürt man Aufgaben mit Zusammenarbeitspotential auf?

4.
Wie ist die Zusammenarbeit anzugehen?

5.
Wie arbeiten die verschiedenen Zusammenarbeitsorgane zusammen?

6.
Exkurs: Neuorganisation der Fachdirektorenkonferenzen

Der vorliegende Bericht behandelt diese Fragen und formuliert zu Handen der Plenarversammlung die daraus fliessenden Anträge.

B
Zusammenfassung des Berichtes

1.
Den Thesen 1997 kommt nach wie vor Gültigkeit zu. Insbesondere sind keine Aufgabenbereiche von der Zusammenarbeit auszuschliessen. 

2.
Zusammenarbeit darf nicht zum Selbstzweck verfolgt werden. Nur wenn für die beteiligten Kantone und die Region ein Nutzen resultiert, soll sie angestrebt werden. Trotz Vorliegen eines Nutzens kann ein Zusammenarbeitsprojekt undurchführbar sein, weil es an der Machbarkeit, der Wünschbarkeit oder der politischen Unterstützung fehlt. In einem Kriterienkatalog sind jene Punkte erklärend zusammenzustellen, anhand derer das Zusammenarbeitspotential einer Aufgabe abgeschätzt werden kann.

3.
Grundsätzlich ist die Frage der Zusammenarbeit bei jeder neuen (und neu zu organisierenden) Aufgabe zu stellen. Zur Förderung der Zusammenarbeit durch frühzeitiges Erkennen neuer Aufgaben sollen die Jahresplanungen der Kantone und Direktionen zentral zusammengetragen und zur Verfügung gestellt werden. 

4.
Auch bestehende Aufgaben können der Zusammenarbeit zugeführt werden. Ob sie sich dazu eignen ist aber nicht rasterartig über alle Aufgaben hinweg zu prüfen. Vielmehr sind Ideen und Vorschläge aus den Verwaltungen, der Bevölkerung oder von Organisationen aufzunehmen und konsequent zu prüfen.

5.
Damit mehr Zusammenarbeitsideen „geboren“ werden, muss die Information gefördert werden. Die sachbearbeitenden Personen sollten die Zusammenarbeit immer als eine mögliche Art der Aufgabenerfüllung erkennen und wissen, wie die Zusammenarbeit anzugehen ist.

6.
Wie bisher werden viele neue Zusammenarbeitsideen in den Fachdirektorenkonferenzen lanciert. Zunehmend werden sie aber auch vom ZRK-Ausschuss stammen. Ihm muss die Möglichkeit gegeben werden, diese Ideen auf einfachem Wege selbständig einer ersten Abklärungen zu unterziehen. Dazu kann er mit den zuständigen kantonalen Verwaltungsstellen in direkten Kontakt zu treten. 

7.
Für Grundlagenarbeiten, Abklärungen, Studien etc. steht das ZRK-Sekretariat als Zentralschweizer Büro allen Zusammenarbeitsorganen zur Verfügung. Die Mitwirkung des Sekretariates bedeutet nicht notwendig, dass es sich um eine Arbeit der Plenarkonferenz handelt.

8.
Um Doppelspurigkeiten und Gegensätzlichkeiten zwischen den Fachdirektorenkonferenzen sowie diesen und dem ZRK-Ausschuss zu verhindern, sind die verschiedenen Zusammenarbeitsorgane in einem System zusammenzufassen. Informationen und Erfahrungen sind konsequent auszutauschen, das Verhältnis und die Kompetenzen der Gremien sind zu ordnen. 

9.
Auf dem Reisbrett ist eine Neuorganisation der Fachdirektorenkonferenzen denkbar in einer Form, dass die Zahl der Konferenzen sinkt und sie gleichzeitig sämtliche hoheitlichen Aufgaben abdecken. Allerdings wird die Anzahl Regierungsvertretung pro Kanton unterschiedlich sein. Auch dürfte die Sekretariatsarbeit je Konferenz zunehmen, was zumindest die Prüfung von (Teilzeit-) Sekretariaten als notwendig erscheinen lässt. 

C
Einzelfragen

1.
Wann lässt sich von einem Potential für die Zusammenarbeit sprechen?

Es ist die klare Absicht der ZRK, die Zusammenarbeit in der Zentralschweiz zu fördern. Die Zusammenarbeit darf aber nicht zum Selbstzweck betrieben werden. Sie ist dann anzustreben, wenn die koordinierte oder gemeinsame Aufgabenerfüllung für die beteiligten Kantone einen Nutzen bringt. Der Begriff Potential umfasst im hier verstandenen Sinne indes mehr. Ob in einer Aufgabe Zusammenarbeits-Potential liegt, hängt nicht allein von den möglichen Synergien ab. Vielmehr sind auch Fragen der Machbarkeit und Wünschbarkeit zu betrachten. Auch wenn die gemeinsame Aufgabenerfüllung einen grossen Nutzen abwerfen würde, sollte dennoch auf die Lancierung eines Projektes verzichtet werden, wenn die politischen Erwägungen gegen die Zusammenarbeit sprechen. 

Das Zusammenarbeits-Potential einer hoheitlichen Aufgabe ist somit der Saldo verschiedenster abzuklärender Punkte. Heute wird nicht systematisch saldiert, d.h. eine Zusammenarbeitsidee wird nicht systematisch auf ihr Potential hin überprüft. Sollen mehr Zusammenarbeitsideen seriös untersucht werden und mehr Zusammenarbeitsprojekte lanciert und erfolgreich zu einem Abschluss gebracht werden, so wird eine grundsätzliche Vorabklärung unumgänglich. Es macht Sinn, diese auf einen schematischen Kriterienkatalog zu basieren. Ein Katalog, der die einzelnen Variablen des Zusammenarbeits-Potentials auflistet. 

Das Sekretariat kann heute erste Eckwerte eines entsprechenden Kriterienkataloges festlegen. Ohne Einbezug der praktischen Erfahrungen aus bisherigen und laufenden Projekten wird der Katalog aber reine Theorie bleiben. Es wird also Aufgabe bleiben, den Kriterienkatalog zu substantiieren. (Beilage 1, Kriterienkatalog). Der Kriterienkatalog selbst stellt keine Rechenübung dar. Vielmehr ist er als Gedankenstütze zu betrachten. Er dient bei der in der Regel mündlich vorzunehmenden Vorabklärung als Drehbuch (Welche Fragen geben Auskunft über Zusammenarbeitspotential?).

Für die Weiterentwicklung werden die Erfahrungen der laufenden Projekte von Nutzen sein. Ein Auftrag der laufenden Versuchs- und Probephase zur Verstärkung der Zusammenarbeit besteht in der Zusammenstellung von Erkenntnissen aus den laufenden Projekten. Es wird eine nächste Aufgabe des Sekretariates sein, neben der Substantiierung des Kriterienkataloges erste Erkenntnisse zusammen zu tragen und auszuwerten.

2.
Wo besteht ein Zusammenarbeitspotential?

In der Diskussion um die Perspektiven der interkantonalen Zusammenarbeit mit Lastenausgleich hat die 61. ZRK 1997 Thesen verabschiedet, wonach die interkantonale Zusammenarbeit mit Lastenausgleich offensiv an die Hand genommen werden soll, um sobald als möglich Vorteile aus einer effizienten Aufgabenerfüllung in einer Funktionalregion ziehen zu können. Es solle systematisch und ganzheitlich in allen Leistungs- und Aufgabenfeldern vorgegangen werden. Sämtliche Bereiche stünden der interkantonalen Zusammenarbeit offen. 

An diesem klaren Willen zugunsten einer vertieften Zusammenarbeit hat bis heute nichts geändert. Unterstützung kam in der Zwischenzeit aber durch die neue Bundesverfassung, welche die Möglichkeiten interkantonaler Zusammenarbeit noch erweitert (und z.B. explizit auch die Justiz der Zusammenarbeit zugänglich macht).

Mögliche Zusammenarbeitsfelder bestehen somit in sämtlichen Aufgabenbereichen der Kantone. Es bestehen kaum Aufgaben, die nicht für eine Abklärung des Zusammenarbeitspotentials in Frage kommen (ausgeschlossen wäre z.B. die Zusammenlegung der Parlamente oder auch ganzer Departemente). Je nach Diskussion kann aber die Abklärung schon frühzeitig abgebrochen werden (so wie z.B. eine erste Umfrage betreffend Zusammenarbeit der Gerichte zu erkennen gab, dass die Hürde politisch zu gross ist).
3.
Wie spürt man Aufgaben mit Zusammenarbeitspotential auf?

Die nächste Frage muss nun aber sein, wie man die Aufgaben mit Zusammenarbeitspotential aufspürt. Dazu sind die Aufgaben grundsätzlich in zwei Kategorien einzuteilen: Neue Aufgaben und bestehende Aufgaben der Kantone.

a) Neue Aufgaben

Zu den neuen Aufgaben gehören jene, die sich die Kantone selbst geben oder die vom Bund den Kantonen neu übertragen werden. In beiden Fällen hat der Kanton die Aufgabenerfüllung von Grund auf neu zu organisieren. Als eine mögliche Organisationsform ist auch die interkantonale Zusammenarbeit in Betracht zu ziehen (was bei einer neuen kantonalen Aufgabe allerdings voraussetzt, dass auch weitere Kantone diese Aufgabe erfüllen). 

Die Erfahrung zeigt, dass die Möglichkeit einer gemeinsamen / koordinierten Erfüllung früh in die Diskussion einzubringen ist; noch bevor die Kantone erste eigenständige Massnahmen ergriffen haben. Dies setzt voraus, dass die verantwortliche kantonale Stelle genügend sensibilisiert ist und das Thema Zusammenarbeit aufgreift oder dass das Thema von einer unabhängigen Stelle eingebracht wird.

Das ZRK-Sekretariat hat u.a. genau diese Aufgabe. Es soll frühzeitig auf mögliche Zusammenarbeitsfelder aufmerksam machen. Bei der Übertragung von neuen Aufgaben durch den Bund holt es sich diese Informationen aus dem BBl, der AS sowie den laufenden, im Internet publizierten Vernehmlassungen. Zudem ist es in Kontakt mit den weiteren Schweizerischen Regionen und verfolgt etwa auch die Gesetzgebung im Kanton Zürich. 

Alle neuen Aufgaben werden damit aber nicht abgedeckt sein. Zusätzlich sind Informationen auch direkt bei den Kantonen zusammenzutragen. Diese müssen zumindest heute noch aktiv vom ZRK-Sekretariat eingeholt werden. Dazu ist ein Weg zu finden, der dem Sekretariat und den Kantonen die gewünschten Informationen bringt und den Kantonen keinen unverhältnismässigen Aufwand verursacht. 

Die Kantone kennen unterschiedliche Planungsinstrumente. Das Spektrum reicht von der halbjährlichen Planung der Direktionen (vom RR genehmigt) bis zur vieljährigen (10 bis 20 Jahre) Planung. Nach Absprache in der ZSK wird das ZRK-Sekretariat neu mit den entsprechenden Unterlagen bedient. Damit –erhält das Sekretariat Einblick in die von den Kantonen geplanten Tätigkeiten, was ein frühzeitiges Aufgreifen möglicher Zusammenarbeitsfelder erleichtert. In zusammengefasster Form sollen die Planungen aber auch den Kantonen zur Verfügung gestellt werden, damit diese allenfalls von sich aus den Kontakt zu den Nachbarkantonen aufnehmen und die Aufgaben abstimmen können. 

Aber auch damit besteht keine Garantie, dass sinnvolle Zusammenarbeitsfelder nicht im Alleingang angepackt werden. Zukünftiges Ziel muss es deshalb sein, dass jede Verwaltungsstelle die Frage der Zusammenarbeit immer von sich aus stellt und erste Kontakte knüpft. Heute ist dem nicht so, was unter anderem auch daran liegt, dass nach wie vor viele Verwaltungsstellen keine Kenntnis von der ZRK haben, somit auch nicht wissen, dass die Regierungen der Nachbarkantone gemeinsam einen Willen zur verstärkten Zusammenarbeit geäussert haben und sie wissen auch nicht, an wen man sich mit einer Zusammenarbeits-Idee wenden könnte
. Der einfachste Weg, die Bekanntheit der Zentralschweizer Zusammenarbeit zu fördern, ist sicherlich die verwaltungsinterne Information. Das ZRK-Sekretariat steht dabei für Auskünfte und Referate etc. zur Verfügung. Eigentliche PR-Aktionen sind aber auch nicht auszuschliessen
.

b) Bestehende Aufgaben

Bestehende Aufgaben werden von den Kantonen bereits je eigenständig erfüllt. Sowohl die rechtlichen Grundlagen der Organisation als auch die zur Erfüllung notwendigen Verwaltungsstrukturen bestehen. Zudem ist davon auszugehen, dass die Aufgabe zur Zufriedenheit erfüllt wird. Trotzdem ist vorstellbar, dass ein Zusammengehen mehrerer Kantone Synergien bringen würde, dass ein Potential zur Zusammenarbeit vorhanden ist. 

Das Aufspüren dieses Potentials erfolgt im Wesentlichen gleich wie bei neuen Aufgaben. Anhand des genannten Kriterienkataloges kann auf das Potential geschlossen werden (wobei hier zumindest eine klare Ausgangslage besteht, indem die Eckwerte der kantonalen Aufgabenerfüllung bekannt sind). 

Die weitere Frage ist indes, welche Aufgaben auf ihr Zusammenarbeitspotential hin geprüft werden sollen. Denkbar ist, anhand eines sämtliche kantonalen Aufgaben umfassenden Kataloges periodisch alle Aufgaben zu prüfen. In einem bestimmten Turnus von z.B. 5 Jahren würde so jede Aufgabe auf ihr Zusammenarbeitspotential hin untersucht. Was bei den neuen Aufgaben als unbestritten anzusehen ist, dass sämtliche Aufgaben zu prüfen sind, erscheint bei den bestehenden Aufgaben aber als problematisch. Die Angst der bestehenden Verwaltungsstrukturen darf nicht unterschätzt werden. Es herrscht nach wie vor eine grosse Skepsis gegenüber der Zusammenarbeit. Wenn allzu forsch jede einzelne Aufgabe untersucht wird, könnte dies unweigerlich zu einer Blockadehaltung gegenüber den Zusammenarbeitsorganen führen, was der Zusammenarbeitsidee insgesamt abträglich wäre. Auch muss man sich fragen, ob mit einer Rasterfahndung nicht die Kräfte verzettelt und zu viele Ideen bearbeitet werden. 

Neben dieser „Rasterfahndung“ besteht die Möglichkeit, sich auf Schwerpunkte zu beschränken. Die Sensibilisierung für die Zusammenarbeit ist soweit zu fördern, dass sich Verwaltungsstellen auch bei bestehenden Aufgaben die Frage stellen, ob man nicht die Zusammenarbeit suchen sollte. Solche Hinweise aus den Verwaltungen sind sodann umgehend aufzunehmen und in Zusammenarbeit mit der Verwaltungseinheit vertiefter zu prüfen. 

c) Zusammenfassung

Für das Aufspüren des Zusammenarbeitspotentials ist zu unterscheiden zwischen bestehenden und neuen Aufgaben.

· Bei bestehenden Aufgaben ist auf eine „Rasterfahndung“ zu verzichten. Die Zusammenarbeitsorgane – im Besonderen der Ausschuss und das Sekretariat – haben überall herstammende Hinweise auf mögliche Zusammenarbeitsideen aufzunehmen und Vorabklärungen durchzuführen. Dass solche Hinweise erfolgen, ist mit einer verstärkten Sensibilisierung insbesondere der Verwaltung zu erwirken.

· Bei neuen Aufgaben ist systematisch immer die Frage der Zusammenarbeit zu stellen. Damit dies wirklich geschieht, haben die Kantone (Direktionen oder Staatskanzleien) das ZRK-Sekretariat auf den ständigen Verteiler ihrer Planungen zu setzen. Das Sekretariat studiert diese auf mögliche Zusammenarbeitsfelder und stellt sie als Zusammenstellung via ZRK den Kantonen auf geeignete Weise zur Verfügung.

4.
Wie ist die Zusammenarbeit anzugehen?

Die ZRK-Grundsätze von 1994 sehen die Möglichkeit vor, Zusammenarbeitsprojekte als solche des ZRK-Kernbereiches zu definieren. Sie werden damit Projekte der Gesamtkonferenz. Die provisorischen Grundsätze und Leitlinien über die Durchführung von Zusammenarbeitsprojekten von 2001 nehmen eine erste Konkretisierung vor: Einem Projekt geht in der Regel ein Vorprojekt vor, es wird vom ZRK-Sekretariat mit der zuständigen Fachdirektorenkonferenz durchgeführt und beantwortet Fragen wie Machbarkeit, Wünschbarkeit, Kosten, Nutzen und mögliche Formen. Aufgrund des Vorprojektes befindet die ZRK über den Start eines Projektes mit dem Ziel, eine Zusammenarbeitsvorlage auszuarbeiten.

Und wie sieht die Arbeit vor dem Vorprojekt aus (bzw. vor dem Projekt, falls auf ein Vorprojekt verzichtet wird)? Wie gelangt man zu den für den Beschluss über ein Vorprojekt notwendigen Daten? Damit verknüpft ist sodann die Frage, wer spürt das Zusammenarbeitspotential auf? Es sind dazu die verschiedenen Wege zu unterscheiden, wie es zu einem Vorprojekt-Beschluss kommt.

a)
Auf Antrag einer Fachdirektorenkonferenz (bisher der Normalfall). Die Fachdirektorenkonferenz wird in der Regel ein Vorprojekt/Projekt aus ihrem Fachbereich beantragen. Sie ist ein bestehendes interkantonales Gremium und verfügt selber über jene Fachstellen, die die notwendigen Auskünfte für Vorabklärungen erteilen können. Es handelt sich um längst eingespielte Verfahren. Für allgemeine Abklärungen mangelt es den Fachdirektorenkonferenzen aber immer wieder an Ressourcen. Auch ihnen steht daher das ZRK-Sekretariat zur Verfügung, ohne dass das Geschäft dadurch zwingend ein ZRK-Geschäft wird
. 

b)
Auf Antrag des ZRK-Ausschusses. Im Ausschuss spielen die von den Mitgliedern vertretenen Direktionen keine Rolle. Der Ausschuss hat (u.a.) den Auftrag, über alle Aufgabenbereiche hinweg die Zusammenarbeit zu fördern. Inskünftig wird deshalb tendenziell die Zahl der (Vor-) Projektanträge des Ausschusses steigen. Bei seinen Vorabklärungen ist er dabei mit zwei Problemen konfrontiert: Innerkantonal ist das Ausschussmitglied höchstens zufällig für die in Frage stehende Aufgabe verantwortlich und interkantonal ist eine Fachdirektorenkonferenz fachlich zuständig. Soll der Ausschuss dennoch auf effiziente Weise die notwendigen Informationen erhalten, müssen diese Schwierigkeiten minimiert werden. Beim hier besprochenen Verfahrensabschnitt geht es darum, erste Abklärungen zu treffen und Informationen für einen Kurzbericht und Antrag für ein Vorprojekt einzuholen. Es geht darum, die Aufgabe genau zu umschreiben, die kantonalen Organisationsformen, Ressourcen und (allenfalls) Probleme aufzuzeigen und darzulegen, was von einer Zusammenarbeit erhofft werden kann.

i)
Es handelt sich somit grossmehrheitlich um Daten, die bei der die Aufgabe erfüllenden kantonalen Verwaltungseinheit zu finden sind. Der Ausschuss/das Sekretariat sollte daher direkten Zugang zu den betroffenen Stellen haben. Dabei ist es wichtig, dass diese Stellen wissen, was die ZRK ist, weshalb diese an sie gelangt und was ihre Ziele sind
. Die entsprechende Direktion ist zudem über die Kontaktnahme zu orientieren.

ii)
Heikler ist das Verhältnis zu den bestehenden Zusammenarbeitsorganen. Ab dem offiziellen Vorprojekt sind sie gemäss der prov. Grundsätze in das Verfahren einzubeziehen (in der Regel sind sie gar federführend). Zu Berührungen kann es aber schon vorher kommen. Sei dies, dass eine Fachdirektorenkonferenz eine Idee bereits verworfen hat, mitten in eigenen Abklärungen steckt oder die Idee noch pendent ist. Auch im letzten Fall, wo sich die Konferenz des Themas noch nicht angenommen hat, wird von den Verwaltungsstellen heute nach wie vor die Fachdirektorenkonferenz als erstes ermittelndes Organ und Gesprächspartnerin erwartet (und nicht ein Ausschuss oder ein interkantonales Sekretariat einer nicht bekannten ZRK). Mit steigender Sensibilisierung dürfte dies indes unproblematisch werden. 


Kritischer ist es, wenn sich eine Fachdirektorenkonferenz dem Thema bereits einmal angenommen hat. Kritisch insbesondere deshalb, weil die Fachdirektorenkonferenz und der Ausschuss nicht zur selben Überzeugung gelangen müssen. Aufgrund seiner Zusammensetzung und seines Auftrages wird der Ausschuss der Zusammenarbeit tendenziell freundlicher begegnen. Abweichende Entscheide sorgen aber für unnötige Unruhe. Um solches zu vermeiden, ist es wichtig, dass die verschiedenen Organe gegenseitig wissen, welche Themen behandelt werden und aus welchen Überlegungen welche Beschlüsse gefasst werden. Es ist deshalb unumgänglich, dass die Geschäftslisten und Protokolle der verschiedenen Zusammenarbeitsorgane ausgetauscht werden.


Zur Einführung in den notwendigen Informationsaustausch, zur Klärung des Zusammenarbeitsverhältnisses (vgl. auch unten Ziffer 5) sowie für ein persönliches Kennenlernen und Erfahrungsaustausch ist zu einer Sitzung sämtlicher Sekretariate von Behördengremien der Zentralschweiz einzuladen. (Möglich ist auch, dass das Sekretariat z.B. im Rahmen einer Vorstellungsrunde persönlich bei allen Sekretariaten vorbeigeht und bei dieser Gelegenheit auch allgemeine Punkte bespricht).

c)
Vorprojekt/Projekt auf Antrag eines Kantons. Stellt eher die Ausnahme dar und wird es bleiben. Denn ein Kanton wird versuchen, eine Zusammenarbeitsidee entweder über eine Fachdirektorenkonferenz oder via ZRK-Sekretariat und Ausschuss in die Wege zu leiten. 

Zusammenfassung: 

· Für die Projektarbeit und das Verfahren eines Vorprojektes bestehen Grundsätze (Grundsätze 94 und prov. Grundsätze 2001). Für den Erfolg einer Zusammenarbeitsidee ist aber bereits das erste Aufgleisen zentral. 

· Um Doppelspurigkeiten zu vermeiden und Schwerpunkte setzen zu können, haben die bestehenden Zusammenarbeitsorgane der Zentralschweiz ihre Geschäftslisten und Protokolle auszutauschen, bzw. hat das ZRK-Sekretariat jene des Ausschusses und der Plenarkonferenzen den Fachdirektorenkonferenzen zur Verfügung zu stellen und diese ihre Unterlagen dem ZRK-Sekretariat.

· Damit der Ausschuss seine Aufgabe des Aufspürens möglicher Zusammenarbeitsfelder wahrnehmen kann, muss er / das ZRK-Sekretariat in den direkten Kontakt mit den zuständigen Verwaltungsstellen treten können. Die vorgesetzte Direktion ist darüber zu orientieren.

· Das ZRK-Sekretariat ist das Zusammenarbeitsbüro der ZRK. Es ist die Geschäftsstelle der ZRK und des Ausschuss, stellt aber sein Know How und seine Ressourcen allen Zusammenarbeitsorganen zur Verfügung. 

· Die Information über die ZRK, ihre Ziele, Arbeitsweise und Möglichkeiten ist zu verstärken.

· Zur Einführung in den notwendigen Informationsaustausch und die Besprechung des Verhältnisses zwischen den einzelnen Zusammenarbeitsorganen ist eine Aussprache sämtlicher Fachdirektorenkonferenz-Sekretariate durchzuführen.

5.
Wie arbeiten die verschiedenen Zusammenarbeitsorgane zusammen?

Ein konsequenter Informationsaustausch zwischen den Zusammenarbeitsorganen wird viel dazu beitragen, Doppelspurigkeiten vermeiden und Schwerpunkte setzen zu können. Ungelöst bleibt aber die Frage, wie vorzugehen ist, wenn zwei Gremien unterschiedlicher Meinung sind, z.B. der Ausschuss die Zusammenarbeit als wünschbar betrachtet und Antrag auf ein Vorprojekt stellen will und eine Fachdirektorenkonferenz weiterhin eine kantonale Aufgabenerfüllung befürwortet. Aber auch zwischen den Fachdirektorenkonferenzen kann es zu unterschiedlichen Beschlüssen kommen. Dabei hat zum Beispiel das Projekt „Massnahmenplan Lufthygiene“ aufgezeigt, dass keine Instrumente bestehen, welche für einen Ausgleich zwischen diesen Fachdirektorenkonferenzen sorgen. Man nimmt den anderslautenden Beschluss zwar durchaus zur Kenntnis (falls man davon erfährt). Aber eine eigentliche gegenseitige Konfrontation oder eine gemeinsame Konsenssuche besteht nicht
. Das Problem wird noch dadurch akzentuiert, als mit dem ZRK-Ausschuss ein Gremium besteht, das sich mit sämtlichen Aufgabenbereichen auseinandersetzt. Überschneidungen sind also gewollt. Zu lösen ist nun der Umgang mit dieser Tatsache
. 

In der Zentralschweiz bestehen neben der ZRK und dem Ausschuss neun Fachdirektorenkonferenzen plus die ZSK. Es kann dabei von einer Koexistenz gesprochen werden. Nichts verbindet die Konferenzen heute. Insofern wäre es bereits ein Meilenstein, wenn die Sekretariate der einzelnen Gremien zu einer Aussprache zusammengerufen werden, wenn man sich persönlich kennen lernt, ein erster Erfahrungsaustausch erfolgt, von der Arbeitsweise und den bestehenden Möglichkeiten Kenntnis nimmt, die ZRK ihre Absicht des Informationsaustausches eröffnet und man das Verhältnis und den Austausch unter den Konferenzen bespricht. Grundsätzlich aber muss das Verhältnis zwischen den verschiedenen Gremien Thema der ZRK sein. Die ZRK selber (d.h. die ZRK als Versammlung sowohl der Regierungsmitglieder als auch der Fachdirektorenkonferenzenmitglieder) muss vorgeben, wie stark die Vernetzung sein soll, wie gross das Eigenleben der Konferenzen etc. 

Zu prüfen ist, ob im Zusammenhang mit der Erarbeitung eines neuen, umfassenderen ZRK-Statuts nicht auch das Verhältnis zwischen den verschiedenen Zusammenarbeitsorganen und ihre Kompetenzen zu regeln sind. Schon heute ist eine Klarstellung notwendig, welche Bedeutung dem ZRK-Ausschuss zukommt und welche Kompetenzen er hält, wie selbständig er arbeiten kann und welche Bedeutung seinen Beschlüssen zukommen. Ebenso ist die Stellung des ZRK-Sekretariates auszudiskutieren. Soll es auch als Ressource der Fachdirektorenkonferenzen und gar der Kantone dienen oder ist es einzig das Sekretariat der Plenarkonferenz und des Ausschusses. In der systematisch-pragmatischen Zusammenarbeit soll gerade auch die Projektarbeit systematischer erfolgen. Projekte sollen durch die auftraggebende ZRK begleitet werden, die Begleitung nimmt der Ausschuss, und als deren Arbeitsinstrument das Sekretariat, wahr. Dies verlangt eine Verknüpfung der einzelnen Gremien, oder zumindest eine Zusammenarbeit. Daneben kann das Sekretariat als Ressource beansprucht werden.

6. 
Exkurs: Neuorganisation der Fachdirektorenkonferenzen

Bereits die 1998 eingesetzte Projektgruppe hat sich der Organisation der Fachdirektorenkonferenzen in der Zentralschweiz angenommen und im Rahmen der Infrastruktur der Zusammenarbeit festgehalten, dass die wesentlichen Aufgaben von den neun Fachdirektorenkonferenzen abgedeckt werden. Als Mangel wurde das Fehlen einer Sozialdirektorenkonferenz festgestellt. Die Diskussion in der ZRK ergab dann aber, dass auf die Schaffung einer weiteren Konferenz verzichtet werden solle und für Sozialfragen die ZGDK unter Beizug der Direktion des Innern des Kantons Zug zuständig sein soll. So wurde denn auch das Projekt „Opferhilfe“ ursprünglich der ZGDK übertragen.

In der Zwischenzeit wurde verschiedentlich dennoch der Wunsch nach einer ZSoDK geäussert. Auch konnte man feststellen, dass zwar die grossen Aufgaben tatsächlich von den neun Fachdirektorenkonferenzen abgedeckt werden, bei Detailfragen aber durchaus Lücken bestehen (Vermessung, Raumplanung, Opferhilfe, BVG-Aufsicht, etc.). Für die konkreten Projekte werden daher immer mehr auch ad hoc Steuerungsgruppen gebildet werden müssen.

Die ZBDK gelangte zudem mit der Anregung an den ZRK-Ausschuss, die Organisation der Zentralschweizer Fachdirektorenkonferenzen zu überprüfen. Für sie hat sich konkret das Problem der Vertretung im Ausschuss der Schw. Bau-, Planungs- und Umschutzdirektorenkonferenz BPUK gestellt. Jede Regional-Direktorenkonferenz stellt ein Ausschussmitglied. Die Zentralschweiz hat auf dem Gebiet der BPUK aber zwei selbständige Konferenzen (ZUDK und ZBDK). Damit stand die Frage im Raum, die Zentralschweizerischen Konferenzen analog der Schweizerischen zu organisieren. Dies würde bedeuten, dass rund 15 ständige regionale Konferenzen zu bilden wären. 

Der Ausschuss ist sich der Problematik der Organisation der Fachdirektorenkonferenzen bewusst. Er ist aber überzeugt, dass die Schaffung einer grösseren Zahl an Konferenzen keine bessere Lösung darstellt als die heutige Organisation, die nicht sämtliche Aufgaben umfasst. Mit der Zahl der Konferenzen steigt der Koordinationsbedarf und auch der zeitliche Aufwand für die einzelnen Direktorinnen und Direktoren. Der Ausschuss kann sich deshalb auch vorstellen, die Ebene der regionalen Fachdirektorenkonferenzen grundsätzlich neu zu organisieren. 

Ausgangspunkt ist dabei die Idee, dass man (entsprechend der in der Zentralschweiz noch gängigen Anzahl Direktionen pro Kanton) sieben thematische Fachdirektorenkonferenzen bildet und diesen alle kantonalen Aufgaben fest zuteilt. Auch bei dieser Lösung gibt es mehrere Fragen zu beantworten: Besteht grundsätzlich die Bereitschaft, sich vom heutigen Modell zu verabschieden? Wie ist die Vertretung der Kantone zu organisieren und wie sieht das Stimmrecht aus? Gibt es z.B. von Bundesrechts wegen zu berücksichtigende Vorschriften (z.B. Abgeltungsverordnung zum Eisenbahngesetz Art. 13, die Regionalkonferenzen vorsieht)? Wie steht es mit der Kompatibilität zu den Schweizerischen Direktorenkonferenzen? 

Eine Neustrukturierung mit Zuteilung sämtlicher von den Kantonen zu erfüllenden Aufgaben kann nicht von heute auf morgen aufgestellt werden. Bevor mit dieser aufwendigen Arbeit begonnen wird, haben sich die Kantone bereit zu erklären, grundsätzlich offen zu sein für die Ablösung der heutigen Struktur, für Konferenzen mit Mehrfachvertretungen einzelner Kantone und für die Teilnahme an Konferenzen, die auch Themen anderer Direktionen betreffen. Und auch wenn dies nicht als Ziel anvisiert wird, so muss im Rahmen einer Neuorganisation dennoch die Überlegung angestellt werden, ob den (ausgeweiteten) Konferenzen nicht (Teilzeit-) Sekretariate zur Seite stehen sollten (wie dies neben der ZRK schon zwei Konferenzen kennen). Auch diesbezüglich sollte von den Kantonen die Bereitschaft bestehen, von den in Stellenprozenten nicht ausgewiesenen Konferenzsekretariaten abzukommen und – sofern nötig - einer minimalen Infrastruktur zuzustimmen.

D
Anträge des Ausschuss an die 70. ZRK

Die ZRK beschliesse:

1.
Die Kantone bedienen das ZRK-Sekretariat mit ihren Tätigkeitsplanungen, indem das Sekretariat fest auf den Verteiler gesetzt wird. Das Sekretariat hält der ZRK eine Zusammenfassung der Planungen in geeigneter Form zur Verfügung.

2.
Die Kantone verstärken die kantonsinterne Information über die Zusammenarbeit. Insbesondere sind die ZRK, ihre Ziele, die Möglichkeiten der Zusammenarbeit sowie die Wege und Mittel zur Verfolgung einer Zusammenarbeitsidee bekannter zu machen. 

3.
Es ist eine Vernetzung der verschiedenen Zusammenarbeitsorgane anzustreben. Das ZRK-Sekretariat bedient die Fachdirektorenkonferenzen mit den Geschäftslisten und Protokollen der Plenarversammlungen und des ZRK-Ausschuss. Die Fachdirektorenkonferenzen dokumentieren ihrerseits das ZRK-Sekretariat mit ihren Konferenzunterlagen.

4.
Das ZRK-Präsidium ruft die Sekretariate der ständigen Fachdirektorenkonferenzen zusammen. An einer gemeinsamen Sitzung sind der ZRK-Beschluss über den Informationsaustausch zu eröffnen, Erfahrungen auszutauschen, das Verhältnis zwischen ZRK und Fachdirektorenkonferenzen zu besprechen und Wege einer Vernetzung der Zusammenarbeitsorgane zu suchen.

5.
Das ZRK-Sekretariat hat bis zur 71. ZRK einen Vorschlag auszuarbeiten, wie die Zusammenarbeitsorgane auf Stufe Behörde in der Zentralschweiz neu organisiert werden können, so dass die Anzahl Gremien kleiner wird, sämtliche Aufgaben erfasst werden und eine effiziente Arbeit möglich ist.







� Zwar besteht auch in der Zentralschweiz eine grosse Zahl an regionalen Arbeitsgruppen. Diese dienen aber primär dem Gedankenaustausch; die gemeinsame Erfüllung von Aufgaben steht weniger im Mittelpunkt. 


� Dabei soll es nicht nur darum gehen, die Institution ZRK bekannter zu machen. Vielmehr scheint es auch notwendig, den z.B. mit den 1997 verabschiedeten Thesen oder der Lancierung der Versuchs- und Probephase beschlossenen Willen und Geist der Kantonsregierungen aufzuzeigen und Äusserungen, die von „Lippenbekenntnissen der Regierungen“ sprechen, den Wind aus den Segeln zu nehmen. 


� Diese Klarstellung ist nötig, wurde doch verschiedentlich die Befürchtung an das Sekretariat getragen, dass man lieber im kleinen Kreis weiterprüfe, als die „übergrosse“ ZRK einzubeziehen. Damit aber verzichtet dieser kleine Kreis auf notwendige Ressourcen, wodurch die Gefahr des „Verschleppens“ eintritt und es wird ein gewünschter Wissensaustausch verhindert.


� Heute beinhalten Anfragen des ZRK-Sekretariates zwar immer einleitende Erläuterungen. Dennoch ist festzustellen, dass die Adressaten nicht genau wissen, wie Schreiben der ZRK einzustufen ist. Was will die ZRK, weshalb braucht sie diese Informationen, machen wir etwas falsch, wer will uns dreinreden? 


� Im Prinzip unterscheidet sich die heutige Situation in der Zentralschweiz kaum von jener auf eidgenössischer Ebene, wo ein Bericht über die Arbeitsweise KdK/Direktorenkonferenzen/Kantone festhielt, dass es nur dem Zufall zu verdanken ist, wenn sich Konferenzen nicht widersprüchlich äussern. Der Bericht vertritt ebenfalls die Ansicht, dass ein engeres Zusammenrücken der verschiedenen Konferenzen zahlreiche Synergien freisetzen würde und sowohl die Direktorenkonferenzen als auch die KdK entscheidend stärken würde. (Dieter J. Niedermann, Die Konferenz der Kantonsregierungen heute und morgen - Eine kritische Lagebeurteilung, 5.5.2000, Ziffer 4.1.2.3. Direktorenkonferenzen, Seite 14).


� Als eine Aufgabe der ZRK wurde explizit schon genannt, sie habe für die Koordination der verschiedenen Konferenzen zu sorgen. Diese Aufgabe kann die ZRK aber nur dann wahrnehmen, wenn sie vom Koordinationsbedarf Kenntnis hat. Dies ist ein weiterer Grund dafür, dass die Informationen der verschiedenen Gremien konsequent auszutauschen sind. 
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